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Vorwort

Das Einheitliche Patentgericht kommt. Während der Entstehung dieser Arbeit
war lange offen, ob diese letztlich ihren Platz in der Abteilung für rechtshistori-
sche Studien finden würde oder mit Abschluss die Besetzung der ersten Richter-
stellen in Aussicht steht. Bei aller Kritik, die gegen das EPG und das Einheits-
patent vorgebracht wurde, ist es so jedenfalls erfreulich, dass die Arbeit nun
hoffentlich auch für die Praxis interessant ist. Mit dieser möchte ich einen Beitrag
zu der Frage leisten, welche Gestalt das Europäische Patent vor dem EPG an-
nimmt, wenn diesem keine einheitliche Wirkung verliehen wurde.

Die Arbeit wurde im März 2022 als Dissertation von der Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Bayreuth angenommen.
Rechtsprechung und Literatur befinden sich auf dem Stand Juni 2022.

Ich möchte allen einen Dank aussprechen, ohne die diese Arbeit so nicht
entstanden wäre. Hierzu gehört zunächst Dr. Thomas Bopp für seinen zielfüh-
renden Hinweis auf das EPG während der Themensuche.

Ein besonderer Dank gilt Herrn Prof. Dr. Michael Grünberger, LL.M.
(NYU), für die Annahme und engagierte Begleitung der Promotion sowie die
überaus zügige Erstellung des Erstgutachtens. Frau Prof. Dr. Ruth Janal, LL.M.
(UNSW), danke ich für die Übernahme und ebenfalls zügige Erstellung des
Zweitgutachtens.

Ein weiterer Dank geht an das Max-Planck-Institut für Innovation und Wett-
bewerb, zu dessen hervorragenden Bibliothek ich während meiner Promotions-
zeit als Gast Zutritt hatte, insbesondere dort Dr. Matthias Lamping für die Über-
nahme der Betreuung.

Unter allen, die mich während dieser Zeit begleitet haben, danke ich Philipp
Altmann und Robert Henze, deren Anteilnahme an der Promotion bis in die
Verteidigung reichte. Meinem Vater Dr. Gunther Carl danke ich für die Durch-
sicht des Manuskripts. Ein besonderer Dank geht an Dr. Michael Bergschneider
für die bereichernde wie erheiternde Promotionszeit in und außerhalb der Bi-
bliothek.

Abschließend möchte ich mich besonders herzlich bei meinen Eltern Birgit
Carl und Gunther Carl bedanken, deren Zuspruch und bedingungslose Unter-
stützung mir immer ein unschätzbarer Rückhalt sind. Euch widme ich diese Ar-
beit.

München, im Juli 2022 Jacob Carl
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Einleitung

A. Einführung in die Problematik und Forschungsfrage

Nach langen Bemühungen um eine Vereinheitlichung des europäischen Patent-
systems kam es mit dem Übereinkommen über die Errichtung eines Einheitlichen
Patentgerichts (EPGÜ)1 zu einem Durchbruch. Das EPGÜ bildet zusammen mit
dem Übereinkommen von der Patentverordnung (EPatVO)2 sowie der dazuge-
hörigen Sprachenverordnung (EPatÜbersVO)3 das „Europäische Patentpaket“4,
welches die Probleme in der Durchsetzung Europäischer Patente beheben soll.
Diese liegen in der Konzeption des Europäischen Patents als „Bündelpatent“, der
damit verbundenen parallelen Anwendung verschiedener Rechtsordnungen so-
wie der praktischen Unmöglichkeit eine gemeinsame Entscheidung über alle
Teile des Bündelpatents, in allen von der Verletzung betroffenen Staaten, her-
beizuführen.5 Ein einheitlicher Patentschutz für Europa6 soll nun dieses frag-
mentierte System der Rechtsdurchsetzung ersetzen.

Grundlage für den einheitlichen Patentschutz ist das Europäische Patent.
Dem Patentinhaber wird nunmehr die Möglichkeit gegeben, seinen Europäi-
schen Patenten auf Antrag eine einheitliche Wirkung auf Grundlage der EPatVO
verleihen zu lassen, welche durch das EPA eingetragen wird.7 Voraussetzung für
das Entstehen der einheitlichen Wirkung ist gem. Art. 3 Abs. 1 EPatVO, dass das
Europäische Patent mit den gleichen Ansprüchen für alle teilnehmenden Mit-
gliedstaaten erteilt worden ist. Es gilt gem. Art. 3 Abs. 3 EPatVO in dem Umfang,
in dem das zugrunde liegende Europäische Patent für nichtig erklärt oder be-
schränkt wurde, als nicht entstanden. Die Mitgliedstaaten haben sicherzustellen,
dass nach der Eintragung der einheitlichen Wirkung die Wirkung des klassischen

1 Übereinkommen über ein einheitliches Patentgericht (ABl. Nr. C 175/1 v. 20.06.2013).
2 Verordnung (EU) 1257/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. De-

zember 2012 über die Umsetzung der verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Schaffung
eines einheitlichen Patentschutzes (ABl. Nr. L 361/1 v. 31.12.2012).

3 Verordnung (EU) 1260/2012 des Rates vom 17.12.2012 über die Umsetzung der verstärk-
ten Zusammenarbeit im Bereich der Schaffung eines einheitlichen Patentschutzes im Hinblick
auf die anzuwendenden Übersetzungsregelungen (ABl. Nr. L 361/98 v. 31.12.2012).

4 Kircher in: Bopp/Kircher, Europäischer Patentprozess, § 1 Rn. 1 Fn. 2.
5 Kap. 2.B.II.
6 Erw. 1, 3, 4, 7, 27 EPatVO; Erw. 4 EPGÜ.
7 Vgl. Art. 9 Abs. 1 lit. a), g) h) EPatVO. Wirksam wird dies am Tag der Veröffentlichung

im Europäischen Patentblatt, Art. 4 Abs. 1 EPatVO.
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Europäischen Patents als nationales Patent auf ihrem Hoheitsgebiet als nicht
eingetreten gilt, Art. 4 Abs. 2 EPatVO. Das EPA erteilt damit kein einheitliches
Schutzrecht im Auftrag der Union (Delegationsansatz). Stattdessen erteilt das
EPA weiterhin Europäische Patente, welchen sodann die einheitliche Wirkung
verliehen wird (Transformationsansatz).8 Dieses Europäische Patent, welchem
nun über die eben genannten Regelungen einheitliche Wirkung in den teilneh-
menden Mitgliedstaaten zukommt, wird von der Verordnung als „Europäisches
Patent mit einheitlicher Wirkung“ bezeichnet, Art. 2 lit. c) EPatVO. Im Folgen-
den wird der Begriff des Einheitspatents verwendet.

Um die einheitliche Wirkung sicherzustellen wird das Einheitliche Patentge-
richt (EPG) als gemeinsames Gericht der Vertragsmitgliedstaaten errichtet.9 Die
Verleihung einheitlicher Wirkung ist jedoch nicht Voraussetzung dafür, dass Eu-
ropäische Patente vor dem EPG verhandelt werden können. Dieses wird nicht
nur für das neu geschaffene Einheitspatent zuständig sein, sondern auch für
klassische Europäische Patente.10 Das Europäische Patent wird in das neue Ein-
heitliche Patentsystem integriert – nur ohne die Verleihung einheitlicher Wir-
kung. Hier setzt die vorliegende Arbeit an und stellt die Frage, was dies für das
Europäische Patent bedeutet. Es wird vorgeschlagen, dass aus dem Bündel von-
einander unabhängiger Schutzrechte ein in ihrem Schicksal verbundenes Netz-
werk mehrerer Schutzrechte11 entsteht. Die Effekte, welche der Verleihung ein-
heitlicher Wirkung zugesprochen werden, werden in weiten Teilen im Einheitli-
chen Patentsystem auch durch dieses Netzwerk verbundener Schutzrechte ver-
wirklicht. Solange das Europäische Patent für ebenso viele Mitgliedstaaten ein-
getragen ist, wie ein zu vergleichendes Einheitspatent, erreicht der verliehene
Rechtsschutz damit weitestgehend dasselbe Maß. Grundlage dieser Hypothese
ist, dass die Rechtsumwelt, welche für das Einheitspatent geschaffen wurde, die-
selbe ist, in welche auch das Europäische Patent integriert wird.

Um sich dieser Hypothese zu nähern, ist zunächst ein Blick darauf zu werfen,
was die Verleihung einheitlicher Wirkung für das Europäische Patent bedeutet.
Das Einheitspatent ist kein klassisches autonomes Unionsschutzrecht, sondern
baut auf dem Europäischen Patent auf. Das Europäische Patent ist im Ausgangs-
punkt ein Bündel voneinander unabhängiger Schutzrechte, welches über die Ver-
leihung der einheitlichen Wirkung zu einem „Europäischen Patent mit einheit-
licher Wirkung“ wird. Über die Rechtsnatur dieses neu geschaffenen Patents
besteht indessen große Unsicherheit.12 Aufgrund der komplexen ineinander ver-

8 Lamping in: Europäisches Immaterialgüterrecht, S. 464, 472; Jaeger, IIC 2012, 286, 291;
Jaeger, System einer Europäischen Gerichtsbarkeit (2013), S. 669 f.

9 Erw. 9, 25 EPatVO. Näher zum Aufbau des Gerichts Kap. 3.A.I.
10 Die Patentinhaber haben jedoch die Möglichkeit von einem Opt-out gem. Art. 83 Abs. 3

EPGÜ Gebrauch zu machen und ihre Europäischen Patente aus dem neuen System heraus-
zuhalten.

11 Vgl. zum EPLA „set of interlinked rights“ Ullrich in: Lamping/Ullrich, The Impact of
Brexit, MPI Research Paper No. 18-20, S. 35 Fn. 34.

12 Lamping in: Europäisches Immaterialgüterrecht, S. 464, 492.
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schränkten Regelungssystematik wird diesem ein hybrider Rechtscharakter13 zu-
gesprochen, anderenorts wird das Einheitspatent als einheitliches Unionsschutz-
recht trotz Verweisungen in das EPGÜ als nationalem Recht interpretiert14 bzw.
als ein einheitliches Unionsschutzrecht welches sich die EPGÜ Vorschriften in-
korporierend einverleibt15. Wieder andere sehen in diesem „kein eigenständiges
Schutzrecht, sondern lediglich eine Vereinheitlichung der Einzelpatente“16. An-
dere beschreiben die Verleihung einheitlicher Wirkung damit, dass das Europä-
ische Bündelpatent hiermit „verschmolzen“17 bzw. „zusammengeschweißt“18

werden könnte. Anschaulich nehmen manche Stimmen in der Literatur die Re-
gelungssystematik zum Anlass, die entstandene Schöpfung mit allerhand Misch-
und Phantasiewesen zu vergleichen.19 Dabei ist insgesamt unklar, ob das Euro-
päische Patent als solches erlischt und im Einheitspatent als einem neuen Rechts-
titel aufgeht oder ob das Bündel Europäischer Patente als Fundament bestehen
bleibt.20 Letztlich wird es dem EuGH zukommen, eigenständig über die Rechts-
natur des Einheitspatents zu entscheiden.21 Aufgrund der fehlenden konkreten
Bestimmung über die Rechtsnatur des Einheitspatents, wird dem EuGH nichts

13 Drexl in: MüKo/Internationales Privatrecht, Art. 8 Rom II-VO Rn. 153; Eck, GRUR
Int. 2014, 114, 115; Müller-Stoy/Paschold, GRUR Int. 2013, 646, 647; Ohly, ZGE 2012, 419,
431; „Zwitter“ Lamping in: Europäisches Immaterialgüterrecht, S. 464, 473.

14 Hansen, Internationale Zuständigkeit (2018), S. 136; Haedicke, GRUR Int. 2013, 609,
611; McGuire, Mitt. 2015, 537, 539.

15 Tilmann in: Tilmann/Plassmann, UPP, Art. 5 EPEU Reg. Rn. 15, 19; Ullrich in: Lam-
ping/Ullrich, The Impact of Brexit, MPI Research Paper No. 18-20, S. 105; Ullrich, ERA
Forum 2013, 589, 602; Lux in: Bopp/Kircher, Europäischer Patentprozess, § 3 Rn. 19.

16 Jaeger, System einer Europäischen Gerichtsbarkeit (2013), S. 628.
17 McGuire, Mitt. 2015, 537, 539; Ullrich, EuGH und EPG im europäischen Patentschutz-

system, MPI Research Paper No. 8, S. 21.
18 Ohly, ZGE 2012, 419, 425; Müller-Stoy/Paschold, GRUR Int. 2013, 646, 647 f. überle-

gen zwischen „verschmelzen“ und „verschweißen“.
19 „Seltsames Wesen“, „Bosch-Patent“ im Anklang an Hieronymus Bosch, bekannt für

seine eigenartig „zusammengewürfelten Kreaturen“ Jaeger, EuZW 2013, 15, 16, 17; „Chi-
märe“ Galloux zitiert bei Ullrich, Select from within the System, MPI Research Paper
No. 12-11, 2012, S. 25; „Maultier“ Ullrich, EuGH und EPG im europäischen Patentschutz-
system, MPI Research Paper No. 8, S. 34; „Zwitter“ Lamping in: Europäisches Immaterial-
güterrecht, S. 464, 473; „strange Puzzle“ diCataldo in: Luci e ombre del nuovo sistema, S. 27,
36; im Hinblick auf die Natur des EPGÜ: „chameleon entity“ Tilmann, GRUR Int. 2016, 409,
410; „Dr. Jekyll and Mr. Hyde“ Ullrich in: Lamping/Ullrich, The Impact of Brexit, MPI
Research Paper No. 18-20, S. 47 Fn. 89; bezüglich der entstehenden Fragmentierung des eu-
ropäischen Patentsystems „Monstrous, multi tentacular“ Ullrich, Harmonizing Patent Law,
MPI Research Paper No. 12-03, S. 58.

20 Für einen Weiterbestand und gegen ein „unwiederbringliches Verschmelzen der nati-
onalen Teile des Europäischen Patents“ Engelhard, Der Neuheitsbegriff des Europäischen
Patents mit einheitlicher Wirkung (2019), S. 120 f.; diese Problematik ist für Müller-Stoy/
Paschold, GRUR Int. 2013, 646, 647 f. der Anlass zwischen „verschweißen“ und „ver-
schmolzen“ zu unterscheiden.

21 Ohly, ZGE 2012, 419, 432 f.
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anderes übrigbleiben, als diese in überwiegend freier Rechtsfortbildung zu be-
stimmen.22 Kurzum: Es ist ungeklärt, wie das Europäische Patent nach der Ver-
leihung der einheitlichen Wirkung zu qualifizieren ist.

Trotz dieser verbleibenden Unklarheiten lässt sich allerdings feststellen, dass
die Verleihung „einheitlicher Wirkung“ über die EPatVO letztlich eine „leere
Hülle“ ist.23 Die in der EPatVO angelegte einheitliche Wirkung bleibt dort ein
„theoretisches Leitmotiv“24. Die Substanz in Form einheitlicher Regelungen,
welche diese einheitliche Wirkung sicherstellen, findet sich nämlich nicht in der
EPatVO, sondern wurde in das EPGÜ, einem völkerrechtlichen Vertrag, ausge-
lagert25, auf welchen die EPatVO in Art. 5 Abs. 3 EPatVO verweist. Der Kern und
Inhalt der Einheitlichkeit in Form der substantiellen Ausgestaltung findet sich
damit im EPGÜ und wird erst dort erreicht.26 Auch das EPG, welches als zen-
trales Instrument gesehen wird, um diese einheitliche Wirkung sicherzustellen,
wird über diesen völkerrechtlichen Vertrag geschaffen. Diese Rechtsumwelt, wel-
che die einheitliche Wirkung des Einheitspatents gewährleistet, ist nun aber die-
selbe, in welche das Europäische Patent auch ohne die Verleihung einheitlicher
Wirkung integriert wird. Welche Bedeutung kommt der Verleihung der „leeren
Hülle“ der einheitlichen Wirkung in der Rechtsdurchsetzung dann aber noch zu?

Allgemein wird einheitlichen Schutzrechten die Fähigkeit zugesprochen,
Sachverhalte, die Bezug zu mehreren Staaten aufweisen, sachgerecht zu erfas-
sen.27 Kern dieser Fähigkeit soll sein, dass deren Schutzraum für ein Gesamtge-
biet mehrerer Staaten „grenzenlos“28 gilt und damit die „nationalen Grenzen
keine Rolle spielen“29. Unter der Verleihung einheitlicher Wirkung durch die
EPatVO wird entsprechend die Überwindung der territorialen Aufspaltung des
Europäischen Patents in seine Einzelschutzrechte bzw. deren Unabhängigkeit
verstanden.30 Nach der Verleihung einheitlicher Wirkung kommt den einzelnen
Teilen des Europäischen Patents damit kein „eigenes Schicksal“31 mehr zu.

22 Jaeger/Lamping in: Europäisches Immaterialgüterrecht, S. 191, 203.
23 Diese Umschreibung geht wohl zurück auf den EU-Abgeordneten Rapkay, Berichter-

statter zur EPVO am 21.11.2011 zitiert bei Stjerna, Mitt. 2012, 54, 58; Jaeger, EuZW 2013, 15,
16; Lamping, in: Europäisches Immaterialgüterrecht, S. 464, 474; ablehnend GA Bot, Rs.
C-146/13 – ECLI:EU:C:2014:2380 – Spanien/Parlament und Rat, Rn. 76, 101.

24 Klein, Einheitspatent (2018), S. 214; vgl. Drexl in: MüKo/Internationales Privatrecht,
Art. 8 Rom II-VO Rn. 154 wonach der „Unterlassungsanspruch“ in Art. 5 Abs. 1 EPatVO
dort allenfalls vorausgesetzt ist.

25 Hierzu ausführlicher Lux in: Bopp/Kircher, Europäischer Patentprozess, § 3 Rn. 8 ff.
26 Vgl. Heinze in: jurisPK/BGB, Art. 8 Rom II-VO Rn. 13.
27 Kur, GRUR Int. 2014, 749, 749; Müller-Stoy/Paschold, GRUR Int. 2013, 646, 647; Ja-

eger, CMLR 2010, 63, 68 ff.
28 Kur, GRUR Int. 2014, 749, 749.
29 BeckOK MarkenR/Kur, Einleitung Rn. 106.
30 Grünberger in: NK/BGB, Art. 8 Rom II-VO Rn. 24; Müller-Stoy/Paschold, GRUR

Int. 2013, 646, 647; Neumann, Haftung der Intermediäre (2014), S. 40; Ohly, ZGE 2012, 419,
425.

31 Oft anzutreffende Formulierung vgl. Schneider, Patentgerichtsbarkeit in Europa (2005),
S. 8.
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Die vorliegende Arbeit zeigt, inwieweit diese Effekte im Einheitlichen Patent-
system auch für klassische Europäische Patente eintreten, selbst wenn diesen
keine einheitliche Wirkung verliehen wurde. Auf Bestandsebene ist zwar festzu-
halten, dass das Einheitspatent als einheitlicher Rechtstitel nur als Ganzes über-
tragen werden kann, während beim Europäischen Patent die einzelnen Teile ver-
schiedenen Inhabern zugewiesen werden können. Auf Rechtsdurchsetzungs-
ebene hat die Verleihung einheitlicher Wirkung dann jedoch keinen zusätzlichen
Effekt mehr. Auch das klassische Europäische Patent ist in der Lage grenzüber-
schreitende Sachverhalte lückenlos zu erfassen und bleibt für das Gesamtgebiet
der Vertragsmitgliedstaaten, in welchen dieses eingetragen ist, im Umfang der
zugesprochenen Rechtsfolgen nicht hinter einem Einheitspatent zurück.

Dies folgt aus dem Umstand, dass die einzelnen Teile des Europäischen Pa-
tents nicht mehr Gegenstand voneinander unabhängiger Regelungsterritorien
sind, sondern sich gemeinsam im Einheitlichen Patentsystem befinden. Bislang
entscheiden die nationalen Gerichte in voneinander getrennten nationalen Jus-
tizsystemen über die einzelnen Schutzrechte. Sobald ein Sachverhalt nicht mehr
in nur einem Nationalstaat verortet werden kann, sondern grenzüberschreitend
in mehreren Staaten stattfindet oder jedenfalls einen Bezug aufweist, führt dies zu
Friktionen zwischen diesen nationalen Regelungssystemen in der Bestimmung
der internationalen Zuständigkeit der jeweiligen nationalen Gerichte, dem anzu-
wendenden Recht und damit zu Brüchen in der Einheitlichkeit des Systems.32 Im
Einheitlichen Patentsystem lösen sich diese Spannungen auf, indem die einzelnen
Teile des Europäischen Patents in ein gemeinsames Regelungssystem der teilneh-
menden Vertragsmitgliedstaaten integriert werden.

Auch wenn den Europäischen Patenten keine einheitliche Wirkung verliehen
wird, bestimmen sich deren Wirkungen über das einheitliche Verletzungs- und
Sanktionsrecht des EPGÜ. Dieses einheitliche Recht wird durch das EPG als ein
gemeinsames Gericht der Vertragsmitgliedstaaten angewandt, dessen Entschei-
dungen gem. Art. 34 EPGÜ in den Hoheitsgebieten aller Vertragsmitgliedstaaten
gelten, in denen das Europäische Patent Wirkung hat. Es wird sich herausstellen,
dass das EPGÜ über diese Regelungen derart auf das Europäische (Bündel)Pa-
tent einwirkt, dass aus diesem das oben vorgeschlagene Netzwerk mehrerer
Schutzrechte entsteht. Diese werden zwar nicht zu einem einheitlichen Schutz-
recht verschmolzen, sind jedoch in ihrem Schicksal miteinander verbunden und
gemeinsam in der Lage auf Rechtsdurchsetzungsebene dasselbe Maß an Rechts-
schutz zu gewährleisten. Die Unabhängigkeit der einzelnen Teile des Europäi-
schen Patents wird damit ebenfalls in Teilen überwunden.

Die Forschungsfrage beschränkt sich auf die Untersuchung, inwieweit das
Europäische Patent im Einheitlichen Patentsystem Rechtsschutz gewährleistet,
der mit einem einheitlichen Rechtstitel vergleichbar ist. Nicht eingegangen wird
hingegen auf die Fragen, welche sich im Zusammenhang mit den Übergangsbe-

32 Vgl. Kur, IIC 2021, 579, 581.
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stimmungen gem. Art. 83 EPGÜ und der hiermit verbundenen parallelen Zu-
ständigkeit nationaler Gerichte ergeben.33

B. Forschungsstand

Auch wenn bereits einige Dissertationen zum Patentpaket erschienen sind34, fehlt
es an einer näheren Untersuchung der Integration des Europäischen Patents in
das EPGÜ System. Bislang beschäftigte sich die Literatur eher mit der Möglich-
keit der Patentinhaber ihre Europäischen Patente aus dem neuen System heraus-
zuhalten – dem Opt-out.35

Erste Untersuchungen zum Europäischen Patent im EPGÜ-System hat Fuchs
vorgenommen. Fuchs stellt fest, dass die Vorteile des neuen Systems auch für
Europäische Patente gelten und damit die Probleme des alten Systems gelöst
seien. Damit meint Fuchs, neben Fortschritten in der Rechtsangleichung, vor
allem die Möglichkeit alle Teile des Europäischen Patents in einem Verfahren
geltend und von den „cross-border-injunctions“ des EPG Gebrauch zu machen.36

Zudem finden sich Hinweise, das Europäische Patent werde letztlich dem Ein-

33 Hier ergibt sich insbesondere die Torpedoproblematik nationaler Klageverfahren, wel-
che möglicherweise der grenzüberschreitenden Geltung der Entscheidungen des Gerichts
gem. Art. 34 EPGÜ für diesen Staat entgegenstehen könnten vgl. Nieder, Mitt. 2015, 97. Auf
diese wird an entsprechender Stelle kurz eingegangen, Kap. 3.D.V. 3.f).

34 Adam, Die Harmonisierung von Patentverletzungs- und Patentnichtigkeitsverfahren
(2015); Engelhard, Der Neuheitsbegriff des Europäischen Patents mit einheitlicher Wirkung
(2019); Fuchs, Das Europäische Patent im Wandel (2016); Howald, Ausbau der europäischen
Gerichtsbarkeit (2016); Klein, Einheitspatent (2018); Kaneko, EU-Einheitspatent und
Schiedsverfahren (2018); Paschold, Verfahrensprinzipien des Einheitlichen Patentgerichts
(2019); Yan, Das materielle Recht im Einheitlichen Europäischen Patentsystem (2017); hin-
sichtlich Art. 26 EPGÜ Chudziak, Mittel einer mittelbaren Patentverletzung (2017); zu Fra-
gen der internationalen Zuständigkeit Hansen, Internationale Zuständigkeit (2018); ein aus-
führliches Kapitel findet sich auch in der Habilitation von Janal, Europäisches Zivilverfah-
rensrecht (2015), § 18.

35 Die Auswirkungen des Opt-outs sind umstritten. Zum einen besteht Streit darüber, ob
auch nach einem Opt-out die nationalen Gerichte dennoch das Verletzungsrecht des EPGÜ
anzuwenden haben. Zum anderen ist nicht eindeutig, ob mit einem Opt-out nur die aus-
schließliche Zuständigkeit des EPG entfällt. Wäre dies der Fall wäre selbst bei einem Opt-out
das EPG weiterhin parallel neben den nationalen Gerichten zuständig. Ohly/Streinz, GRUR
Int. 2017, 1, 6; Leistner/Simon, GRUR Int. 2017, 825, 831; Tilmann, JIPLP 2014, 575; Eck,
GRUR Int. 2014, 114; Nieder, GRUR 2014, 629; Pinckney, EIPR 2015, 268; Tochtermann,
GRUR 2018, 337; Schröer, GRUR Int. 2013, 1102; Vissel GRUR 2015, 619; Bopp in: Bopp/
Kircher, Europäischer Patentprozess, § 9 Rn. 123 ff.; UPC Preparatory Committee, Conse-
quences of the application of Article 83 UPCA, 29. Januar 2014, Rn. 17 https://www.unified-p
atent-court.org/news/interpretative-note-%E2%80%93-consequences-application-article-83
-upca (zuletzt aufgerufen am 05.05.2022).

36 Fuchs, Das Europäische Patent im Wandel (2016), S. 273 ff., 253 ff.
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heitspatent gleichgestellt.37 So sei das Europäische Patent eine „echte Alterna-
tive“ zum Einheitspatent38, „ein perfektes Substitut“39 oder biete die Vorteile des
Einheitspatents40. Auch bei Engelhardt findet sich der Gedanke, dass ein Euro-
päisches (Bündel)patent einen dem Einheitspatent entsprechenden Schutz bie-
tet.41

I. Verhältnis des Europäischen Patents zu
gemeinsamen Streitregelungssystemen

Der Forschungsstand der vorliegenden Fragestellung lässt sich am besten erfas-
sen, indem man einen Schritt zurücktritt und den weiteren Rahmen beschreibt, in
welchem sich die Untersuchung bewegt. Die Einbeziehung des Bündelpatents in
eine einheitliche Gerichtsbarkeit ist ein besonderer Aspekt, welcher bei der Re-
form des europäischen Patentrechts als Kernfrage zu beachten ist.42 Das aktuelle
Patentpaket steht am Ende einer langen Kette von Versuchen, das europäische
Patentsystem zu reformieren. So drehte sich die Diskussion in der Vergangenheit
eine Zeit lang um ein europaweites Streitregelungsverfahren für Europäische
Patente, das EPLA. Dort wurde während der Vorbereitungen – wenn auch nur
kurz – bereits über die Folgen einer gemeinsamen Beurteilung aller Teile, die
gemeinsam das „Bündelpatent“ ausmachen, spekuliert: So war Liedl der Auffas-
sung, es sei von nachrangiger Bedeutung ob ein Gericht über alle Teile des Bün-
dels gemeinsam oder über ein Gemeinschaftspatent entscheide.43 In die gleiche
Richtung gehen die Überlegungen von Schneider, der eine automatische Erstre-
ckung eines Urteils über einen Teil auf die anderen Teile des Europäischen Pa-
tents in die Nähe der Schaffung eines einheitlichen Schutzrechts rückt, welche
dem Regelungsziel des Gemeinschaftspatents vorbehalten sei.44 Auch nach Lug-
inbühl würde eine solche Funktionsweise letztlich dazu führen, dass aus den klas-
sischen Europäischen Patenten ein „unitary patent“ wird.45 Ausgangspunkt die-
ser Überlegungen ist wohl die Einsicht, dass ein gemeinsames Streitregelungs-

37 Haberl/Schallmoser, GRUR Prax. 2013, 1, 2; Pagenberg, GRUR Int. 2010, 195, 197;
Eck, GRUR Int. 2014, 114, 119; Ohly, Jahrbuch für Italienisches Recht, 29 (2016), S. 27, 36.

38 Ullrich in: Lamping/Ullrich, The Impact of Brexit, MPI Research Paper No. 18-20,
S. 58; Ullrich, Harmonizing Patent Law, MPI Research Paper No. 12-03, S. 49 ff.

39 Howald, Ausbau der europäischen Gerichtsbarkeit (2016), S. 155.
40 Tilmann, VPP Rundbrief 2/2013, 56, 59.
41 Engelhard, Der Neuheitsbegriff des Europäischen Patents mit einheitlicher Wirkung

(2019), S. 81.
42 Vgl. Jaeger, System einer Europäischen Gerichtsbarkeit (2013), S. 581.
43 Liedl, Vorschläge zum Gemeinschaftspatent (2007), S. 181.
44 Schneider, Patentgerichtsbarkeit in Europa (2005), S. 284 f.
45 Luginbühl, GRUR Int. 2004, 357, 361; Luginbühl in: Leible/Ohly, Intellectual Property

and Private International Law, S. 231, 250 konkret im Hinblick darauf, dass Nichtigerklä-
rungen das gesamte Europäische Patent, also alle seine Teile, betreffen sollen. Gegner einer
solchen Regelungen hatten diesbezüglich Bedenken, da dann die Einführung eines Gemein-
schaftspatents nicht mehr notwendig erscheine. Luginbühl hält diesen Bedenken Art. 16 des
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system bzw. ein Gericht, dessen Entscheidungen in allen Vertragsstaaten Wir-
kung entfalten, eine Abkehr von der Struktur des EPÜ46 mit dessen Konzeption
des Europäischen Patents als Bündelpatent bedeuten würde.47 Insofern wurde die
Frage aufgeworfen, ob das EPÜ angepasst werden müsse.48 Die Regelungen im
EPLA ließen sodann die Möglichkeit mehrerer Verfahren zu verschiedenen Tei-
len des Europäischen Patents offen. Für Schneider erschien diese Möglichkeit als
die „einzige mit dem EPÜ zu vereinbarende“49. So würde letztlich der Bündel-
charakter des Europäischen Patents gewahrt.50

II. Offene Fragen im Zusammenhang mit Art. 34 EPGÜ

Vergleichbare Überlegungen finden sich nunmehr erneut in der gegenwärtigen
Literatur zum EPGÜ. Die Vermutung, dass eine Entscheidung über alle Teile des
Bündels letztlich zu einem einheitlichen Schutzrecht führe oder einem solchen
gleichgestellt werde, finden sich jedenfalls im Ansatz wieder. Ergänzt werden
diese altbekannten Überlegungen um eine neue Dimension: Das klassische Eu-
ropäische Patent wird nunmehr nicht nur einem zentralen Streitregelungssystem
ausgesetzt, sondern auch durch das gemeinsame materielle Recht des EPGÜ
geregelt. Art. 34 EPGÜ scheint in diesem Spannungsfeld eine zentrale Rolle zu
spielen. Dessen Bedeutung ist im Einzelnen jedoch ungeklärt. In vielen Fällen
wird letztlich der Wortlaut von Art. 34 EPGÜ wiederholt.51 Als Beispiel wird in

Entwurfs des GEPEUP (jetzt Art. 34 EPGÜ) entgegen. Gemeint ist wohl, dass Art. 16 des
Entwurfs des GEPEUP schließlich auch auf ein Gemeinschaftspatent verweist (insofern
weicht Art. 34 EPGÜ von Art. 16 des Entwurfs des GEPEUP ab) und damit klarstelle, dass
die Einführung eines Gemeinschaftspatents weiterhin geplant sei.

46 Übereinkommen über die Erteilung Europäischer Patente vom 5. Oktober 1973
(BGBl. 1976 II S. 649, 826) in der ab 13. Dezember 2007 geltenden Fassung (BGBl. 2007 II,
S. 1082, 1129).

47 Strukturpapier der Arbeitsgruppe „Streitregelung“, GRUR Int. 2000, 733, 737; Schade,
GRUR 2000, 101, 103, 106, 108; Pagenberg, GRUR Int. 2010, 195, 197; insofern, dass eine
Wahl der territorialen Wirksamkeit einer Entscheidung der Bündelkonzeption jedenfalls bes-
ser entspräche Luginbühl, GRUR Int. 2004, 357, 361; die Frage über die territoriale Erstre-
ckung blieb gerade im Hinblick auf Nichtigkeitserklärungen auch im Folgenden noch um-
stritten vgl. Stauder, GRUR 2003, 500, 501; strukturelle Probleme sieht auch Ullrich in: Ohly/
Klippel, Geistiges Eigentum und Gemeinfreiheit, S. 61, 82 f.

48 Schade, GRUR 2000, 101, 103; vgl. Luginbühl, GRUR Int. 2004, 357, 361.
49 Schneider, Patentgerichtsbarkeit in Europa (2005), S. 284 f.
50 Schneider, Patentgerichtsbarkeit in Europa (2005), S. 284 f.
51 Fuchs, Das Europäische Patent im Wandel (2016), S. 176; Kaneko, EU-Einheitspatent

und Schiedsverfahren (2018), S. 68, 131; Nieder, GRUR 2015, 728, 728; Luginbühl/Stauder,
GRUR Int. 2014, 885, 892 Fn. 69; Strauß/Nack in: Müller-Graf, Europäisches Binnenmarkt-
und Wirtschaftsordnungsrecht, § 18 Rn. 171; Döring/England, Contratto e impresa, Europa
2012 No. 2, S. 556, 566; BeckOK PatR/Augenstein/Haertel/Kiefer, EPGÜ, Art. 2 Rn. 1; s.a.
BT-DRS. 18/11137, 88 dort gehört Art. 34 EPGÜ zu den wenigen Artikeln, zu welchen keine
erklärenden Ausführungen stattfinden; Busse/Keukenschrijver-Schneider, PatG, Einheitli-
cher Patentschutz in Europa (EPP) Rn. 25.
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der Regel erläuternd beschrieben, dass eine Nichtigkeitserklärung (grundsätz-
lich) das gesamte Europäische Patent in jedem Vertragsmitgliedstaat, für welchen
es eingetragen ist, erfasst bzw. erfassen muss.52 Die Vermutung liegt nahe, dass
auf dieses Beispiel häufig zurückgegriffen wird, da sich hier kaum Probleme mit
der Konzeption als Bündelpatent ergeben.53 Darüber hinaus wird Art. 34 EPGÜ
auch zur Bestimmung der Kognitionsbefugnis des Gerichts herangezogen.54 Für
das BVerfG ergibt sich aus Art. 34 EPGÜ, dass die Anordnungen des Gerichts
unmittelbar im Rechtsraum der Vertragsmitgliedstaaten wirken.55 Offen ist je-
doch, welche Gestalt das Europäische Patent im neuen System annimmt.

1. Einheitliche Wirkung klassischer Europäischer Patente

Auffällig ist, dass Art. 34 EPGÜ häufig der Effekt einer „einheitlichen Wirkung“
zugeschrieben wird, obwohl dieser auf das Konzept der Einheitlichkeit nicht
explizit Bezug nimmt: Nach Janal56, Grosch57 sowie Brinkhof/Ohly58 entfalten
Entscheidungen des Gerichts gem. Art. 34 EPGÜ in Verletzungs- wie in Be-
standsverfahren „einheitliche Wirkung“ in allen Vertragsstaaten, für die das Eu-
ropäische Patent erteilt wurde. Auch für Ullrich erscheint das Bündelpatent unter
Art. 34 EPGÜ als einheitlich („unitary“).59 Nach Nieder führt Art. 34 EPGÜ zu
einem „unvollendet einheitlichen“ Patent.60 Auch Dijkman/Paddenbourgh weisen

52 Benkard-Adam/Grabinski, EPÜ, Vorb. zu der Präambel Rn. 74; Tochtermann, GRUR
2018, 337, 338; Luginbühl/Stauder, GRUR Int. 2014, 885, 892 Fn. 69; etwas ausführlicher
Heinze in: jurisPK/BGB, Art. 8 Rom II-VO Rn. 8.

53 von Falck/Dorn in: Tilmann/Plassmann, UPP, Art. 34 UPCA Rn. 5 dahingehend, dass
Art. 34 EPGÜ in Nichtigkeitsverfahren mit der Konzeption des Europäischen Patents als
Bündelpatent weniger Probleme aufwirft.

54 Bopp in: Bopp/Kircher, Europäischer Patentprozess, § 8 Rn. 24; Bennett, Mitt. 2015,
301, 302; Jacobsmeyer, Michigan Tech. Law Rev. Vol. 25 2018, 131, 146; Jestaedt, Mitt. 2018,
381, 382; Janal, Europäisches Zivilverfahrensrecht (2015), § 18 Rn. 51; Janal in: Leible/Ter-
hechte, Europäisches Rechtsschutz- und Verfahrensrecht, § 32 Rn. 78; Brinkhof/Ohly in: The
Europeanisation of Intellectual Property Law, S. 199, 211; Ohly, Jahrbuch für Italienisches
Recht, 29 (2016), S. 27, 37; deVisscher, GRUR Int. 2012, 214, 215 f.; Hansen, Internationale
Zuständigkeit (2018), S. 298; Yan, Das materielle Recht im Einheitlichen Europäischen Pa-
tentsystem (2017), S. 128 Fn. 465.

55 BVerfGE 153, 74, Rn. 158.
56 Janal, Europäisches Zivilverfahrensrecht (2015), § 18 Rn. 22.
57 Grosch auf der Tagung des Interdisziplinären Zentrums für Geistiges Eigentum: Euro-

pean Patent Package2, Tagungsbericht von Bernzen/Tochtermann, GRUR 2014, 457, 458; vgl.
bereits Haedicke/Grosch, ZGE 2010, 196, 200.

58 Brinkhof/Ohly in: The Europeanisation of Intellectual Property Law, S. 199, 211; Ohly,
Jahrbuch für Italienisches Recht, 29 (2016), S. 27, 37; Ohly, ZGE 2012, 419, 435, 439 noch im
Hinblick auf Art. 16 des Entwurfs des GEPEUP (jetzt Art. 34 EPGÜ).

59 Ullrich in: Lamping/Ullrich, The Impact of Brexit, MPI Research Paper No. 18-20,
S. 49, 58; vgl. aber „Albeit not unitary, they are internationally uniform […]“ Ullrich, Har-
monizing Patent Law, MPI Research Paper No. 12-03, S. 50.

60 Nieder, Mitt. 2015, 97, 97.
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auf die grenzüberschreitende Wirkung der Urteile hin, zu der es gem. Art. 34
EPGÜ auch komme „even if no unitary effect was applied for […]“.61 Pinckney
überlegt, ob Art. 34 EPGÜ das Bündelpatent in ein Schutzrecht vereinheitlichen
könnte („effect of unifying EP’s into a single right“).62 Schließlich deutet auch
deVisscher an, dass Art. 16 des Entwurfs des European and EU Patents Court
(GEPEUP)63 (jetzt Art. 34 EPGÜ) letztlich den einheitlichen Charakter des Eu-
ropäischen Patents während des Eintragungsverfahrens im Ergebnis in die nati-
onale Phase überträgt.64 Ebenso ergibt sich auch für Haedicke/Grosch in Art. 16
GEPEUP „the unitary nature of the new system“.65 Nach Howald weist das
klassische Europäische Patent aufgrund der einheitlichen Regelungen und
Art. 34 EPGÜ „einen international einheitlichen Schutz auf“.66 Osterrieth sieht
für Europäische Patente ebenfalls im neuen System „die Möglichkeit, vor diesem
Gericht eine Entscheidung für mehrere Mitgliedstaaten einheitlich herbeizufüh-
ren“.67

Art. 34 EPGÜ wird somit in der Literatur vielfach mit der einheitlichen Wir-
kung gleichgestellt oder in Verbindung gebracht. Was aber eine solche einheitli-
che Wirkung für die klassischen Europäischen Patente, welche sonst auch als
„Europäische Patente ohne einheitliche Wirkung“68 und in Art. 2 lit. e) EPGÜ
ausdrücklich als „ein nach dem EPÜ erteiltes Patent, das keine einheitliche Wir-
kung aufgrund der Verordnung (EU) Nr. 1257/2012 hat“ bezeichnet werden, ge-
nau bedeuten soll, wird an den bislang genannten Fundstellen nicht näher erör-
tert.

2. „Zusammenfassung“ des Europäischen Patents

Auffällig ist eine Interpretation, wonach die einzelnen Teile auf die ein oder
andere Weise „zusammengefasst“ bzw. als Ganzes verhandelt werden: In diese
Richtung gehen Beschreibungen von Jacob69, wonach die verschiedenen Euro-
päischen Patente zusammen verhandelt werden („litigated together“) oder Ull-
rich, wonach die Vorschriften des Verletzungsrechts des EPGÜ die „jeweils im
Bündel enthaltenen nationalen Patente gemeinsam erfassen […] ohne aber die im
Bündel enthaltenen territorialen Patente zu einem einheitlichen Schutzrecht zu

61 Dijkman/vanPaddenbourgh, ERPL 2018, 97, 105 f.
62 Alternativ könnten womöglich nur Klagen betrachtet werden, in denen nicht alle Teile

des Europäischen Patents betroffen sind, Pinckney, EIPR 2015, 268, 272.
63 RD 11270/08 vom 30.06.2008.
64 deVisscher, GRUR Int. 2012, 214, 215.
65 Haedicke/Grosch, ZGE 2010, 196, 200.
66 Howald, Ausbau der europäischen Patentgerichtsbarkeit (2016), S. 155.
67 Osterrieth, Patentrecht, Rn. 224 dort ohne konkrete Nennung von Art. 34 EPGÜ, vgl.

hierzu aber Rn. 288.
68 Ackerman in: Bopp/Kircher, Europäischer Patentprozess, § 2 Rn. 1 ff.; Tilmann in: Til-

mann/Plassmann, UPP, Introduction Rn. 105.
69 Jacob, IP and other things, S. 288.
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